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Wortlaut der Petition

Mitglieder des Deutschen Bundestages sollten ab der nächsten Wahlperiode in die gesetzliche

Rentenversicherung einbezogen werden. Ihre eigene Altersversorgung würde dann, sobald sie das

Ruhestandsalter erreichen, aus Rentenzahlungen (statt wie bisher Pensionszahlungen) bestehen. Eine zweite

Schicht ihrer Altersversorgung könnte aus einer Zusatzversorgung kommen, die sich von der Höhe her am

Betriebsrentenanspruch in der Privatwirtschaft orientieren sollte. Das AbgG ist entsprechend zu ändern.

Begründung

Der Einbezug von Abgeordneten in das System der gesetzlichen Rentenversicherung (gRV) bedeutet, dass

Politiker:innen während ihrer Zeit als Parlamentsabgeordnete Beiträge bezahlen. Nach Erreichen des

Ruhestandsalters erhalten sie dann Rentenzahlungen. Im Durchschnitt sind Politiker:innen zwei Wahlperioden

lang Parlamentsabgeordnete.

Die Forderung, dass auch Bundestagsabgeordnete in die gRV einbezogen werden, wird von den Parteien SPD,

Bündnis 90/Die Grünen, Die Linke und AfD als Teil der Forderung nach einer Erwerbstätigenversicherung

erhoben, wobei die Berufsgruppe der Abgeordneten/Mandatsträger:innen/Berufspolitiker:innen bei allen

Parteien explizit erwähnt wird. Auch wenn die Einführung einer Erwerbstätigenversicherung aus vielen

Gründen sehr wünschenswert wäre, so beschränkt sich diese Petition auf den Einbezug von Abgeordneten in

die gesetzliche Rentenversicherung. Neben der Überlegung: "Wer alles auf einmal erreichen will, erreicht gar

nichts", hat dies drei inhaltliche Gründe:

1) Vorbildfunktion. Durch die Angleichung des Systems wären die Vertreter:innen des Volkes selbst von den

von ihnen verabschiedeten Rentengesetzen betroffen. Auf die gesetzliche Rentenversicherung kommen mit

dem Ruhestandseintritt der Babyboomer-Generation schwierige Zeiten zu. Hier ist es wichtig, dass "der

Steuermann an Bord ist." Bisher ist es so, dass die MdB von gRV-Beitragssatzerhöhungen (während ihrer

Mandatszeit) oder gRV-Leistungskürzungen (während ihrer Ruhestandszeit), die der Bundestag beschließt,

nicht selbst betroffen sind. Die Negativ-Wirkung für das Ansehen der Bundestagsabgeordneten und den

sozialen Frieden in der breiten Bevölkerung ist groß. Konkret will die Regierung 2024 ein Rentenpaket

verabschieden, durch das der Beitragssatz von heute 18,6 Prozent bis 2035 auf 22,3 Prozent eines Bruttolohns

steigen soll. Das Beitrags-Leistungs-Verhältnis von Angehörigen der gRV verschlechtert sich dadurch - MdB

hingegen wären nicht betroffen.

2) Die MdB können das  Abgeordnetengesetz (AbgG) jederzeit mit einfacher Mehrheit ändern. Es führt zu

Politikverdrossenheit und einer breiter werdenden Kluft zwischen Wählenden und Gewählten, wenn trotz

anders lautender Wahl- bzw. Regierungsprogrammen nicht in diese Richtung gehandelt wird. Auch CDU/CSU

und FDP fordern ja eine Reform der Altersversorgung von Abgeordneten, allerdings in Richtung

kapitalgedeckte Altersversorgung. Ein Kompromiss wäre leicht möglich. Allerdings ist es im Eigeninteresse

der MdB, diesen nicht aktiv zu suchen, denn kein alternatives System wäre so lukrativ wie das aktuelle

System der Abgeordnetenpension.

3) Die Mitglieder der Legislative, also Abgeordnete, unterliegen grundsätzlich anderen rechtlichen

Rahmenbedingungen als die Mitglieder der Exekutive, also Beamte. Weil die rechtlichen Hürden für eine

Erwerbstätigenversicherung weitaus höher sind als für einen Einbezug von Abgeordneten in die gRV, sollten

diese mit gutem Beispiel vorangehen.
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Anregungen für die Forendiskussion

Mit welchen konkreten, nachvollziehbaren  Beispielrechnungen lassen sich die finanziellen Ungleichheiten bei

den Alterssicherungssystemen unterschiedlicher Gruppen belegen?
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Soweit Sie es für wichtig halten, senden Sie bitte ergänzende Unterlagen in Kopie (z.B. Entscheidungen der

betroffenen Behörde, Klageschriften, Urteile) nach Erhalt des Aktenzeichens auf dem Postweg an folgende

Kontaktadresse:

Deutscher Bundestag

Sekretariat des Petitionsausschusses

Platz der Republik 1

11011 Berlin

Tel: (030)227 35257
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